
Anlage 2 

Antrag über die Gewährung von Zuwendungen für Investitionen zur Umsetzung des Förderprogramms  
Digitalisierung des Landes Brandenburg im Rahmen der Umsetzung des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 

Antrag auf Gewährung von Finanzhilfen gemäß Artikel 104b des Grundgesetzes (GG) für Investitionen der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände zur Steigerung und Weiterentwicklung des digitalen Reifegrades des Öffentlichen Gesundheitsdienstes auf 
Grundlage der „Richtlinie des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg 
über die Gewährung von Zuwendungen für Investitionen zur Umsetzung des Förderprogramms Digitalisierung im Rahmen des Pak-
tes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ 

Angaben zum Antragsteller GZ.: 

1.1 Landkreis/kreisfreie Stadt/genaue Bezeichnung des Gesundheitsamtes: 

1.2 Anschrift 

Straße und Hausnummer: 

Postleitzahl: Ort: 

1.3 Ansprechpartner/Ansprechpartnerin 

Name: Telefon: 

E-Mail: 

1.4 Bankverbindung 

Name des Kreditinstitutes: Kontoinhaber/Kontoinhaberin: 

IBAN: 

D E 

BIC: 



Maßnahme 

2.1 Bezeichnung der Maßnahme: 

2.2 Maßnahmezeitraum: 

Beginn (Datum darf nicht vor dem 1 . Januar 2022 liegen): Ende: 

Finanzierungsplan in € 

3.1 Gesamtkosten: € 

3.2 Anderweitig beantragte/bewilligte öffentliche Förderung 
(ohne Nummer 3.3) bei: € 

3.3 Beantragte Förderung beim MSGIV: €  

Darstellung der Kostenpositionen der (Teil-)Maßnahme in € 

Darstellung der (Teil-)Maßnahme, s . auch Ausführungen der Richtlinie Nummer 2: in Euro: 

 € 

 € 

 € 

 € 

 € 

 € 

 € 

Gesamtkosten (wie Nummer 3 .1)  € 



Erklärungen 

Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt, dass 

1 . mit der beantragten (Teil-)Maßnahme die Modernisierung mit dem Ziel der Steigerung und Weiterentwicklung des 
digitalen Reifegrades des Öffentlichen Gesundheitsdienstes verfolgt wird, 

2 . unter Beachtung von Nummer 5 .3 .2 der Richtlinie die Einstufung des digitalen Reifegrades zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht länger als 6 Monate zurückliegt, 

☐  Das daraus resultierende Zertifikat ist dem Antragsformular inklusive der dazugehörigen Anlage 1 beigefügt . 

3 . er/sie im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug berechtigt/nicht berechtigt ist und dies bei der Berechnung 
der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer), 

☐  berechtigt       ☐  nicht berechtigt

4 . die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind, 

5 . unter Berücksichtigung der beantragten Förderung zur Investitionsmaßnahme die Gesamtfinanzierung der Maßnahme 
gesichert ist, 

6 . kein gleichlautender Förderantrag anderweitig mit maßgeblich deckungsgleichem Funktionsumfang und gleicher Ziel-
stellung gestellt wurde, 

7 . er/sie die Informationen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg (MSGIV) zum Datenschutz (Nummer 6 dieses Antragsformulars) zur Kenntnis genommen hat, 

8 . ihm/ihr bekannt ist, dass er/sie ohne Angabe von Gründen und ohne Rechtsnachteile von der unter Nummer 9 aufge-
führten Einverständniserklärung absehen bzw . die Einwilligung jederzeit widerrufen kann, 

9 . er/sie damit einverstanden ist, dass alle in diesem Antrag enthaltenen persönlichen und sachlichen Daten bei der zu-
ständigen Stelle zum Zwecke der Antragsbearbeitung, Subventionsverwaltung und statistischen Auswertung gespei-
chert, erfasst und verarbeitet werden . Die zuständigen Behörden sind berechtigt, die Daten ebenso wie die Entscheidung 
über diesen Antrag einschließlich der Entscheidungsgründe den an der Finanzierung des Vorhabens beteiligten öffent-
lichen Stellen in der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union zur Verfügung zu stellen . Das Land 
Brandenburg ist berechtigt, die Daten und die Entscheidung über den Antrag nebst Gründen auf Anfrage an Dritte 
(z . B . Landtag, Presse) weiterzugeben sowie in eigenen Publikationen oder Presseerklärungen zu veröffentlichen . 

Ort, Datum: 

Vor- und Zuname in Druckschrift: 

Rechtsverbindliche Unterschrift/Dienstsiegel: 



Erklärungen

Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt, dass

1 . mit der beantragten (Teil-)Maßnahme die Modernisierung mit dem Ziel der Steigerung und Weiterentwicklung des
digitalen Reifegrades des Öffentlichen Gesundheitsdienstes verfolgt wird,

2 . unter Beachtung von Nummer 5 .3 .2 der Richtlinie die Einstufung des digitalen Reifegrades zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht länger als 6 Monate zurückliegt,

☐ Das daraus resultierende Zertifikat ist dem Antragsformular inklusive der dazugehörigen Anlage 1 beigefügt .

3 . er/sie im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug berechtigt/nicht berechtigt ist und dies bei der Berechnung
der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer),

☐ berechtigt ☐ nicht berechtigt

4 . die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind,

5 . unter Berücksichtigung der beantragten Förderung zur Investitionsmaßnahme die Gesamtfinanzierung der Maßnahme
gesichert ist,

6 . kein gleichlautender Förderantrag anderweitig mit maßgeblich deckungsgleichem Funktionsumfang und gleicher Ziel-
stellung gestellt wurde,

7 . er/sie die Informationen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes
Brandenburg (MSGIV) zum Datenschutz (Nummer 6 dieses Antragsformulars) zur Kenntnis genommen hat,

8 . ihm/ihr bekannt ist, dass er/sie ohne Angabe von Gründen und ohne Rechtsnachteile von der unter Nummer 9 aufge-
führten Einverständniserklärung absehen bzw . die Einwilligung jederzeit widerrufen kann,

9 . er/sie damit einverstanden ist, dass alle in diesem Antrag enthaltenen persönlichen und sachlichen Daten bei der zu-
ständigen Stelle zum Zwecke der Antragsbearbeitung, Subventionsverwaltung und statistischen Auswertung gespei-
chert, erfasst und verarbeitet werden . Die zuständigen Behörden sind berechtigt, die Daten ebenso wie die Entscheidung
über diesen Antrag einschließlich der Entscheidungsgründe den an der Finanzierung des Vorhabens beteiligten öffent-
lichen Stellen in der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union zur Verfügung zu stellen . Das Land 
Brandenburg ist berechtigt, die Daten und die Entscheidung über den Antrag nebst Gründen auf Anfrage an Dritte
(z . B . Landtag, Presse) weiterzugeben sowie in eigenen Publikationen oder Presseerklärungen zu veröffentlichen .

Ort, Datum:

Vor- und Zuname in Druckschrift:

Rechtsverbindliche Unterschrift/Dienstsiegel:

Information des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg zum 
Datenschutz 

Sie werden im Folgenden entsprechend den gesetzlichen Vor-
schriften gemäß Artikel 13 und 14 der Europäischen Datenschutz-
Grundverordnung (EU-DSGVO) informiert: 

Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Lan-
des Brandenburg (MSGIV) 
Henning-von-Tresckow-Straße 2 - 13 
14467 Potsdam 
Telefon: 0331 866-0 
Telefax: 0331 866-5108 
E-Mail: poststelle@MSGIV .Brandenburg .de  
Internet:  www .msgiv .brandenburg .de 

Das Ministerium wird vertreten durch Ministerin Frau Ursula 
Nonnemacher . 

Mit dem Datenschutzbeauftragten des Ministeriums für Sozia-
les, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg (MSGIV) können Sie unmittelbar auf den folgenden 
Wegen Kontakt aufnehmen: 

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und 
Verbraucherschutz  
Martin Sowislok 
Henning-von-Tresckow-Straße 2 - 13 
14467 Potsdam 
Telefon:  0331 866-5153 
E-Mail:  Datenschutz@MSGIV .Brandenburg .de 

Ihre personenbezogenen Daten sind für folgenden Zweck erfor-
derlich:  

Gewährung von Zuwendungen nach §§ 23 und 44 LHO Bran-
denburg 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung sind 

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und e sowie Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe a und b EU-DSGVO, § 3 des Bundesdatenschutzgeset-
zes (BDSG) und § 5 Absatz 1 des Brandenburgischen Daten-
schutzgesetzes (BbgDSG), §§ 67 ff . SGB X . 
Ihre Angaben sind freiwillig. Wenn Sie keine Angaben oder 
keine vollständigen Angaben machen, können wir Ihren Antrag 
aber möglicherweise nicht richtig bearbeiten . 

Wir geben Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weiter, wenn 
Sie hierzu eingewilligt haben oder eine gesetzliche Vorschrift eine 
Datenübermittlung ausdrücklich vorsieht . 

Ihre Daten verarbeiten wir nur, solange sie für den 
vorgenannten Zweck einschließlich etwaiger Rechts-
behelfsverfahren und kostenrechtlicher Abwicklung, zur 
Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht sowie zur 
Bearbeitung von Eingaben, Auskunftsersuchen und Be-
schwerden erforderlich sind und darüber hinaus gemäß 
den gesetzlichen Nachweis- und Aufbewahrungsfristen . 

Nach der EU-DSGVO haben Sie folgende Rechte: 

• Sie können von uns Auskunft über Ihre Daten verlan-
gen, die wir gespeichert haben .

• Sie können von uns verlangen, Ihre Daten zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig sind .

• Sie können von uns verlangen, Ihre Daten zu vervoll-
ständigen, wenn sie unvollständig sind .

• Sie können von uns verlangen, Ihre Daten zu löschen,
wenn wir sie nicht mehr benötigen . Dies könnte insbe-
sondere dann der Fall sein, wenn Sie Ihren Antrag zu-
rücknehmen oder der Verarbeitung Ihrer Daten wider-
sprechen .

• Sie können von uns verlangen, die Verarbeitung Ihrer
Daten einzuschränken. Das können Sie insbesondere
dann tun, wenn Sie verlangt haben, Ihre Daten zu be-
richtigen und noch nicht geklärt ist, ob die Daten tat-
sächlich unrichtig sind .

• Sie können von uns verlangen, Ihre Daten zur Übertrag-
barkeit bereitzustellen.

• Sie können Ihre Einwilligung in die Verarbeitung Ihrer
Daten jederzeit widerrufen. Der Widerruf gilt aber
nicht rückwirkend . Er macht die vor dem Widerruf
stattgefundene Verarbeitung Ihrer Daten nicht rechts-
widrig .

• Sie können der Verarbeitung Ihrer Daten durch uns und
der Übermittlung an Dritte jederzeit widersprechen.

Bei Fragen oder Beschwerden können Sie sich auch an 
die zuständige Aufsichtsbehörde wenden: 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das 
Recht auf Akteneinsicht Brandenburg 
Dagmar Hartge  
Stahnsdorfer Damm 77 
14532 Kleinmachnow 
Telefon:  033203 356-0 
Telefax:  033203 356-49 
E-Mail: poststelle@lda .brandenburg .de  
Internet:  www .lda .brandenburg .de 

Für Ihre Unterlagen 


